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Auf Ihre interessante Frage, was nach der Regulierung aus Brüssel kommt, gibt es leider keine einfache Antwort. Denn was in Europa künftig geschieht, wissen weder Sie noch ich. Im Moment stehen wir ohnehin vor einem Scherbenhaufen. Nach dem – wenngleich von vielen erwarteten – Nein zur EU-Verfassung in Frankreich und in den Niederlanden haben wir ein ernsthaftes Problem. Die EU befindet sich in ihrer schwersten Krise seit dem Beginn des europäischen Einigungsprozesses in den fünfziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts. Sie ist deshalb so schwerwiegend, weil sie unsere Identität berührt. Was sind wir? Was hält uns eigentlich zusammen? Diese Fragen drängen sich auf und sie werden offenbar von der Verfassung nicht beantwortet. Wir sind in guter Absicht in einer Sackgasse gelandet und wissen derzeit noch nicht, wie wir wieder herauskommen.

Das Nein zu den Verträgen hat viele Ursachen. Nicht alle haben mit Europa zu tun. Und nicht alle, die mit Nein stimmten, waren gegen Europa. Sie wollten nur ein anderes Europa. 

Europa wurde aber auch für eine verfehlte nationale Wirtschaftspolitik abgestraft. Hohe Arbeitslosigkeit macht eben nicht Hoffnung, sondern Angst. Und Angst ist bekanntlich ein schlechter Ratgeber.

Was heißt das für die Energiepolitik? Zuerst einmal nicht viel. Denn die Energiepolitik ist nach dem Vertrag von Nizza eine aus der Umwelt- und der Wettbewerbspolitik abgeleitete Größe, sieht man einmal vom Euratom-Vertrag ab, der die Verantwortung der Union im Nuklearbereich regelt. Sollte der Verfassungsvertrag nicht ratifiziert werden, in dem der Energiepolitik ein eigenes Kapitel gewidmet ist, um ihr eine juristische Begründung zu geben, so dürfte sich nicht viel oder nichts ändern. 

Doch ändern werden sich möglicherweise unsere Gemütslage, unsere Einstellung zur EU und unsere Erwartungen an die EU. Es ist nicht auszuschließen, daß es zu einer Rückbesinnung auf eine nationale Energiepolitik, auf nationale Verhaltensweisen kommt, die im Gegensatz zu all dem stehen, was wir uns in den letzten Jahren vorgenommen hatten. Ich will das nicht ausschließen, doch gleich hinzufügen, daß ich es nicht wünsche.

So wie wir in der Europapolitik von Überraschungen nicht sicher sind, so wenig sind wir vor Krisen in der Energieversorgung gefeit. Schon in der Vergangenheit waren wir unliebsamen Ereignissen ausgeliefert, die uns ein Umdenken in der Energiepolitik aufzwangen. Warum sollte das in Zukunft anders sein? Deshalb muß es unser Bestreben sein, so weit wie möglich auf der sicheren Seite zu stehen, krisenfester zu werden, um Verwerfungen von der Wirtschaft fernzuhalten. 

Diesen zwei, eher allgemeinen, aber nicht überflüssigen Vorbemerkungen möchte ich eine dritte hinzufügen. Ich bin gerne zu Ihrem 1. IGC-Branchentreffen nach Hamburg gekommen, doch ich trage nicht den Hut der EU-Kommission. Wohl bin ich seit meinem Ausscheiden aus dem Europäischen Parlament jetzt der Sonderberater des EU-Kommissars für Energie, Herrn Andris Piebalgs, doch meine Ausführungen binden weder ihn noch die Kommission. Ich stehe hier als der europäische Bürger Rolf Linkohr, mit etwas Erfahrung in der Energiepolitik, das will ich nicht leugnen, doch nicht als Sprecher der Kommission.

Im Deutschen unterscheiden wir den Gelehrten vom Denker. Gelehrte sind die, welche in den Büchern gelesen haben. Denker sind aber jene, die im Buch der Welt lesen. Ich möchte mich heute eher am Bild des Denkers orientieren, denn ich glaube, daß die ganzen Bücherhaufen, Studien, Prognosen und Dokumente uns keine oder wenig Auskunft geben können, was wir zu erwarten haben. 

Beginnen wir deshalb mit den Tatsachen. Wo stehen wir heute bei der Liberalisierung des Binnenmarkts für Energie?

Etwa 80% unseres europäischen Energiemarkts ist derzeit offen für den Wettbewerb. In 9 Mitgliedstaaten ist er sogar völlig offen. In acht Ländern, einschließlich Norwegens, das als Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraums auch von den Binnenmarktrichtlinien der EU betroffen ist, gibt es eine eigentumsrechtliche Trennung der Übertragungsnetzbetreiber, im Rest – außer Lettland und Luxemburg – gibt es eine juristische Trennung von den Stromunternehmen. 10 Mitgliedstaaten haben gesetzlich getrennte Verteilernetzbetreiber. 

Überall gibt es inzwischen Regulatoren. Auch in Deutschland wird es jetzt einen Regulator geben, nachdem sich die Parteien mit den Ländern jetzt über das Energiewirtschaftsgesetz einigen wollen. 

Wie beabsichtigt, verzeichnen wir in Europa große Produktivitätsgewinne im Strom-, Gas- und Wassersektor. Sie liegen im Europa der 15 im Zeitraum 1995 bis 2001 bei 5,7%, in USA bei  lediglich 0,1%. Auch in den Jahren zuvor konnte die Versorgungswirtschaft ihre Arbeitsproduktivität um mehr als das Doppelte gegenüber den USA verbessern. Mit anderen Worten, wir sind gut. Die realen Preise sind gesunken. Auch nähern sich in Europa die Kosten des Netzzugangs an. Die Verbraucher kaufen zunehmend bei anderen Anbietern. Und was die Qualität der Dienstleistung angeht, gibt es noch keine Klagen.

Soweit das positive Bild. Betrachtet man die Entwicklung etwas näher, so fällt auf, daß es große Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten gibt. Auch sind die Wahlmöglichkeiten  oft eingeschränkt durch neue Konzentrationsvorgänge. Die Großen werden immer größer, während Kleine es schwer haben, in den Markt zu kommen. Der Wettbewerb beschleunigt außerdem grenzüberschreitende Kooperationen und Käufe. Die führenden nationalen EVU's werden zunehmen europäische, wenn nicht globale Unternehmen. Die Konzentration wird durch den Umstand beschleunigt, daß es immer noch einen geringen grenzüberschreitenden Handel gibt, was in der Regel auch an der mangelhaften Infrastruktur liegt. Darunter leidet der Wettbewerb. Auch beklagen sich die Großverbraucher über erneut steigende Preise.

Die Kommission als Hüterin der Verträge hat deshalb bereits im Oktober 2004 Mahnschreiben an 18 Mitgliedstaaten geschickt. Im März 2005 wurde die zweite Stufe eines Vertragsverletzungsverfahrens  – im englischen „reasoned opinion“ - gegen 7 Mitgliedstaaten eingeleitet. Dabei handelt es sich um Belgien, Deutschland, Spanien, Griechenland, Lettland, Luxemburg und Schweden. 

Was muß verbessert werden?

Der Konzentration muß durch mehr Wettbewerb Einhalt geboten werden. Ermutigend dabei ist, daß die in Mitteleuropa verbreitete Kultur der Stadtwerke bislang schadlos aus dem Wettbewerbsprozess hervorgegangen ist, was vermutlich an der Kundennähe liegt. Auch hilft es kommunalen Verteilerunternehmen, wenn sie Strom und Gas günstig einkaufen können. Wachstumsfelder sind vermutlich auch neue Dienstleistungen wie „energy contracting“, wenngleich sich die hochgesteckten Erwartungen bislang nicht immer erfüllt haben.

Die immer noch weitgehend nationalen Netze müssen besser miteinander verbunden werden. Auch müssen die baltischen Staaten noch an das UPCTE-Netz angeschlossen werden. Am Ende müssen idealerweise Netze stehen, bei denen jeder Punkt gleichberechtigt ist. Das schließt nicht aus, daß es zu einer Regionalisierung der Märkte kommt. Wenn ich mich richtig an meine Studentenzeit und die Vorlesungen über Netzwerktheorie erinnere, bringt Regionalisierung auch einen Effizienzgewinn. Nebenbei, das komplizierteste Netzwerk, das menschliche Gehirn, bevorzugt auch eine auf bestimmte Gehirnzonen beschränkte Informationsverarbeitung. Das Gehirn ist kein Kontinuum. So muß auch das europäische Elektrizitätsnetz kein Kontinuum sein. Vermutlich sind regionale Schwerpunkte auch eine bessere Garantie gegen Blackouts.

Wie schon in der Beschleunigungsrichtlinie angekündigt, an der ich als Abgeordneter noch mitgewirkt habe, wird die Kommission zu Beginn des Jahres 2006 den 5. Fortschrittsbericht über die Erfahrungen mit der Marktöffnung vorlegen. Vorher soll eine sog. Sektoruntersuchung der Energiewirtschaft erfolgen, von der man sich Aufschlüsse über Wettbewerbsverzerrungen verspricht. Dabei spielt vor allem die Frage eine Rolle, ob wir mit dem jetzigen Rahmen auskommen. Es gibt wohl Spekulationen über ein drittes Paket zur Liberalisierung, doch ist es noch zu früh, den Vermutungen Bestätigungen folgen zu lassen. 

Ob die Kommission die Bewertung mit neuen Vorschlägen verbinden wird, weiß ich nicht. Allerdings wird dieser fünfte Fortschrittsbericht sehr umfassend sein und viele Themen ansprechen. Dazu gehört möglicherweise auch der CO2-Emissionshandel. Die Kommission hat eine Umfrage über die bisherigen Erfahrungen mit dem Handel mit CO2-Emissionsrechten begonnen. 

Was haben wir in Zukunft möglicherweise zu erwarten?

Ich vermute, daß unsere energiepolitische Diskussion erneut eine Wende erfährt. Standen in den letzten Jahren wertorientierte Haltungen im Vordergrund, salopp gesagt, Energiepolitik als Bekenntnis, so dürften in den nächsten Jahren die Kosten stärker in den Vordergrund rücken. Denn wir müssen uns nicht nur ökologisch, sondern auch ökonomisch verhalten und versuchen, in diesem Begriffspaar keinen Widerspruch zu sehen. Deshalb müssen wir uns mehr und mehr der Frage zuwenden, wie wir unsere energiepolitischen Ziele auf möglichst kostengünstige Weise erreichen. Dazu zwingt uns nicht zuletzt der Binnenmarkt, denn in einem gemeinsamen Markt für Energie stehen die Anbieter von Strom, Gas und Öl nicht nur über die Qualität, sondern auch über den Preis im Wettbewerb. 

Dann ist da das Dilemma des Regulators. Er steht im Konflikt zwischen einer möglichst preisgünstigen und wettbewerbsfähigen und einer möglichst sicheren Stromversorgung. Je höher die Nutzungsentgelte, umso mehr wird investiert. Umgekehrt, je niedriger sie sind, umso mehr unterbleiben die Netzinvestitionen. In Europa haben wir die Erfahrung gemacht, daß die geringste Zahl an Blackouts dort zu beobachten ist, wo am meisten in die Netzinfrastruktur investiert wurde. Umgekehrt haben wir die größte Zahl an unfreiwilligen Abschaltungen dort, wo wenig investiert wurde. Ich glaube, man muß nicht mehrere Semester Betriebswirtschaft studieren, um diesen Zusammenhang zu verstehen.

Regulierung ist vermutlich wie Politik. Sie ist auch eine Kunst. Man kann wohl die handwerkliche Seite erlernen, wir können Formen studieren, doch das Geschick im Umgang mit widersprüchlichen Interessen ist die Verwandlung von Form in Stil. Man kann es oder man kann es nicht. Ich gehe davon aus, daß wir einfach einmal Erfahrungen sammeln werden und – da sich die Verantwortlichkeit der Regulatoren in Europa von Land zu Land unterscheidet – aus den eigenen und den Fehlern der Anderen lernen. Korrekturen werden vermutlich schon deshalb nötig sein, weil die Verantwortlichkeiten nicht klar geregelt sind. Inwieweit kann zum Beispiel der Regulator die Netzbetreiber zu Investitionsmaßnahmen zwingen? Welchen Einfluß haben Baugenehmigungsbehörden, Umweltämter oder Bürgerinitiativen? Kann die Regierung Einfluß auf den Regulator nehmen? Wir sollten nicht vergessen, daß die Vermischung der Verantwortlichkeiten den Blackout in Kalifornien am 14. August 2003 wesentlich mit verursachte.

Vermutlich gilt auch hier das Feuerwehr-Syndrom. Gehandelt wird erst, wenn das Haus abgebrannt ist. Doch dies zuzulassen wäre allerdings wirklich verheerend. 

Erfahrungen werden wir auch mit dem Unbundling sammeln. Eine Reihe von Mitgliedstaaten ist vom Nutzen der eigentumsrechtlichen Trennung von Netzbetreiber und Stromerzeuger überzeugt. Sonst hätten sie sich nicht dazu entschlossen. Andere füchten diese Lösung wie der Teufel das Weihwasser. Ihnen genügt die rechtliche Trennung. Manchen ist selbst das zu viel. Welche Lösung sich am Ende durchsetzt, kann heute niemand sagen. Doch wird die Antwort stark davon abhängen, ob die eigentumsrechtliche Trennung ausreicht, um den Zugang zu den Netzen diskriminierungsfrei und zu akzeptablen Bedingungen zu gewährleisten.

Erfahrungen werden wir auch mit den Unternehmen machen, die weniger als 100 000 Kunden haben. Von ihnen verlangten wir kein „legal unbundling“.

Ob die EU das Recht hat, die eigentumsrechliche Trennung – das „ownership unbundling“ in seiner angelsächsischen Sprachform - per Richtlinie durchzusetzen, ist umstritten. Ich habe dazu meine Zweifel, bin aber kein Verfassungsjurist. Ich weiß aber, daß der Vertrag das Eigentum schützt. Doch möglicherweise bedarf es gar keiner Richtlinie, um den Eigentümer zu wechseln. Netze könnten ja auch gekauft und verkauft werden. So wie eine Kommune auch heute schon ihre Wasserwerke verkaufen oder verpachten kann. Am Ende regelt sich dieses Problem vermutlich von selbst. Ob es im Einzelfall richtig ist, will ich einmal dahingestellt sein lassen.  

Regulator ist in Europa nicht gleich Regulator. Nehmen Sie die britische Ofgem, das Office of Gas and Electricity Markets, das über weit größere Eingriffsmöglichkeiten als der künftige deutsche Regulator verfügt. Unterstellen wir einmal, es gäbe in Zukunft eine zunehmend engere Vernetzung in Europa, Netze würden vielleicht sogar ihre Eigentümer wechseln, es gäbe grenzüberschreitende Netze, was ja nicht verboten ist, dann erhöht sich der Druck auf die Regulatoren, sich ähnlicher zu werden. Am Schluß müsste vielleicht sogar die Kommission einen Richtlinienvorschlag über das Verhalten der Regulatoren vorlegen, um Wettbewerbsverzerrungen auszuschließen.

Dem Gesagten will ich einen weiteren spekulativen Gedanken folgen lassen. Europäische Regulatoren haben zum Teil, oder werden in Zukunft womöglich Rechte haben, um den Netzzugang für Strom aus erneuerbaren Energiequellen zu regeln. Sie könnten etwa die Preise oder die Bedingungen des Netzzuganges festlegen. Im Gespräch sind auch Einwirkungsmöglichkeiten zur Verbesserung der Energieeffizienz. Wie das im Einzelnen gehen soll, weiß ich nicht, doch sind der Phantasie keine Grenzen gesetzt. Auch die Klimapolitik könnte in zunehmendem Maße mit dem Regulator in Verbindung gebracht werden. Selbst wenn diese Vermutungen derzeit noch keine gesetzliche Form annehmen, so verdichten sie sich in akademischen Kreisen doch, wenngleich mit unsicherem Ausgang. 

Meine persönliche Beobachtung ist, und ihr zu widersprechen fällt, so glaube ich schwer, daß wir uns nach einer Phase der Entmonopolisierung und Marktöffnung einer neuen Periode der Einmischung oder Regulierung nähern. Die Versuchung ist groß, über Eingriffe in den Energiemarkt neben der Wettbewerbsfähigkeit weitere Ziele – etwa die Verringerung der Emission von Treibhausgasen oder die Förderung Erneuerbarer Energiequellen – abzusichern. So ist auch kein Zufall, daß Ökosteuern und Umweltabgeben jeglicher Art den durch den Wettbewerb gedrückten Strompreis wieder nach oben drücken. Wir werden uns wohl daran gewöhnen müssen, daß Energie nicht billiger, sondern eher teurer wird.  

Ein anderes Szenario könnte wie folgt aussehen. Nehmen wir einmal an, Europa geriete mit der Umsetzung des Kyoto-Protokolls in Verzug. Es könnte seine Treibhausgasemissionen nicht im geplanten Maße verringern. Zudem wüchse in der umweltbewußten Öffentlichkeit der Druck auf die Regierungen zu handeln, sei es weil einige Sommer sehr heiß waren oder weil wir von  Naturkatastrophen heimgesucht wurden, die die Bürger – von einigen Wissenschaftler angeregt -  in einen Zusammenhang mit der Klimaveränderung bringen. In der Folge geriete die Energiewirtschaft unter weiteren Druck. 

Nebenbei, daß die Energiewirtschaft ihre Emissionen verringert hat, der Verkehrs- und Haushaltssektor aber immer mehr CO2 ausstoßen, ist wohl richtig, aber dies zu bemerken, ist politisch nicht korrekt. Denn das CO2 aus meinem Auto gehört zu meiner persönlichen Freiheit und ist tabu, doch kommt es aus einem Kohlekraftwerk, ist es eine gewaltige Sauerei! 

So wird der Druck auf die Kraftwerksbetreiber möglicherweise an die Regulatoren weitergegeben, die  dann auch noch darauf zu achten haben, daß die Umweltvorgaben einzuhalten sind.

Auch ein anderes Szenario ist denkbar. In Europa wird in zunehmendem Maße mit Zertifikaten gehandelt. In Belgien, Italien, in den Niederlanden, in Großbritannien, Schweden und Polen kennen wir Zertifikate für Erneuerbare Energien. Sollte es in Deutschland zu einem Regierungswechsel kommen, wird wohl auch hierzulande die Einspeisevergütung durch Quoten und Zertifikate abgelöst. Italien, und vermutlich auch Frankreich, werden in Kürze mit sogenannten weißen Zertifikaten für Energieeffizienz handeln. Europaweit haben wir im Rahmen unserer Klimapolitik seit Anfang diesen Jahres CO2 Emissionsrechte vergeben. Bei einer vorgesehenen Überarbeitung der entsprechenden Richtlinie in einigen Jahren wird dem CO2 wohl auch Methan, CH4 und Lachgas, N2O hinzugefügt, wenn nicht noch weitere Gase wie SF6, also Schwefelhexafluorid oder fluorierte Kohlenwasserstoffe hinzukommen. Die Entscheidung über die Aufnahme weiterer Gase wird nicht zuletzt davon abhängig gemacht, wie genau man sie messen kann. 

Kurzum, die Typologie der Zertifikate in der Energiebranche könnte sich wie Lemminge vermehren. Am Schluß wissen nur noch wenige Experten Bescheid. Auch führt dies zu einem gewaltigen Aufwand an Kontrolle, Überwachung und Bürokratie. Kann man das Ganze nicht dadurch vereinfachen, daß man ein einziges Zertifikatsmodell anstrebt, bei dem die kostengünstigste Vermeidung von Treibhausgasen zur Messlatte wird? Und könnte dabei nicht der Regulator eine zentrale Rolle spielen?

Ich will und kann diese Frage hier nicht beantworten, doch erlaube ich mir, sie zu stellen, nicht zuletzt deshalb, weil ich weiß, daß gescheite Leute bereits heute an solchen Modellen arbeiten. Ohnehin glaube ich, daß wir die energiepolitischen Folgen der Klimapolitik noch nicht auseichend zur Kenntnis nehmen. Wenn wir in Europa tatsächlich daran festhalten sollten, daß sich die Erde um nicht mehr als 2 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit erwärmen darf und wenn wir weiter unterstellen, daß die Klimatologen mit ihren Modellrechnungen Recht haben, dann hat diese Zielvorgabe geradezu säkulare Auswirkungen auf die Enegietechnik und unseren Umgang mit Energie. 

Dabei geht es nicht bloß um langfristige Vorhaben. Wir müssen bereits jetzt die Weichen für eine emissionsarme Zukunft stellen. Denn die Kraftwerke, die wir heute bauen, bleiben uns vierzig oder sechzig Jahre erhalten. An erster Stelle steht dabei der weltweiten Bedeutung der Kohle wegen das CO2-freie Kraftwerk. Clean Coal for Europe ist mehr als ein billiges Schlagwort. Mit dem Gelingen oder Scheitern dieses Projekts entscheiden wir über die Klimapolitik, denn auf lange Zeit bleiben fossile Brennstoffe zu mehr als 80% Grundlage unserer globalen Energieversorgung.

Damit sind wir bei der Forschung und der Erneuerung unseres Kraftwerksparks angelangt. Haben wir die richtige Technik? Werden wir – was ich hoffe – an der Atomenergie festhalten? Haben die Unternehmen ausreichend Kapital für Neuinvestitionen? Haben wir genügend Fachleute? Wie steht es um die Energiedienstleistungen, damit wir das enorme Einparpotential besser nutzen? Vor allem, wie schaffen wir Investitionssicherheit? 

Vieles hängt vom Ölpreis ab. Die Entwicklung der Rohstoffpreise vorherzusagen, wird jedoch immer schwieriger. Vor einem Jahr hätte sich kaum jemand getraut, den Röhölpreis mit 55 $ pro Barrel anzugeben. Gas ist teurer geworden, auch die Kohle wird auf dem Weltmarkt zu höheren Preisen gehandelt. Hinzu kommt als weiterer Kostenfaktor das Treibhausgas CO2, das derzeit mit 18 € pro Tonne gehandelt wird. Vor fünf Monaten lag er Preis noch bei 7 €. Mit anderen Worten, die Volatilität der Preise nimmt zu. Die Preise der Rohstoffe reflektieren übrigens immer weniger die physikalische Knappheit, ihr Charakter ist zunehmend spekulativ.  

Europa wird in wachsendem Maße von dieser Volatilität – so sagt man wohl heute auf neuhochdeutsch – abhängig und damit verwundbarer, je mehr seine Energieabhängigkeit wächst. Wir werden – nach allem, was wir wissen - in immer höherem Maße Öl, Gas und Kohle importieren müssen. Unsere Energieabhängigkeit wird in 15 bis 20 Jahren den Wert erreichen, den wir bereits 1973 hatten, nämlich 70%. Ob wir die Energieabhängigkeit durch höhere Energieeffizienz, aber auch durch stärkere Nutzung heimischer Energiequellen, also insbesondere der Braunkohle, zum Teil auch der in zunehmendem Maße importierten Steinkohle, der Kernenergie, die ja auch eine Art heimischer Energiequelle ist und der Erneuerbaren vermindern können, wird darüber entscheiden, ob wir Europäerinnen und Europäer uns in der Welt künftig behaupten können, ohne in mörderische Konflikte hineingezogen zu werden.  

Wir sind entschlossen, unsere unmittelbaren Nachbarn im Osten, Südosten und Süden einzuladen, mit uns eine Energiegemeinschaft zu bilden. Diese Länder sollen Teil des EU-Binnenmarkts werden, ohne daß sie der EU angehören. So wurde erst jüngst eine Südosteuropäische Energiegemeinschaft gegründet, dank derer die Balkanstaaten in den EU-Energiebinnenmarkt schrittweise integriert werden. 

Der Markt wird nicht alle Fragen beantworten können. Wir brauchen eine Energiestrategie, die Risiken der Versorgung verringert. Wir brauchen auch Regulierung. Doch andererseits dürfen wird die Handlungsfreiheit der Unternehmen nicht unnötig einschränken. Verordnungen und Kontrollen haben noch nie Innovationen hervorgebracht. Schließlich betreibt die EU keine Kraftwerke, sondern die Akteure sind die Unternehmen und die Stadtwerke. Auch macht der Wettbewerb Sinn, vor allem dann, wenn es ein Wettbewerb um bessere Lösungen ist. Auf einen solchen Wettbewerb wollen wir nicht verzichten, er gehört inzwischen zur europäischen Identität, auch wenn es manche noch nicht begriffen haben.

Lassen Sie mich abschließend nochmals auf die Frage zurückkommen, was nach der Regulierung aus Europa kommt. Ich habe Vermutungen geäußert und bin auf Trends zu sprechen gekommen, die nach heutigem Wissen mit hoher Wahrscheinlichkeit unabwendbar sind. Doch unvorhersehbare Ereignisse können alles verändern. Sie könnten die Ölpreise in astronomische Höhen treiben und uns zu Handlungen zwingen, bei denen nur noch der Mangel verteilt wird. Um Ihnen nicht den Tag zu verderben, will ich keine weiteren Vermutungen äußern. Doch zeigt der Rückblick auf die letzten 60 Jahre europäischer Energiepolitik, daß die großen Weichenstellungen immer von Ereignissen ausgingen, die wir nicht kontrollierten, von Kriegen und Katastrophen, die sich unserer Einflußnahme entzogen. Wenn diese Beobachtung stimmt, dann müssen wir so handeln, daß unsere Abhängigkeit von diesen Unberechenbarkeiten so gering wie möglich ist. Risikominderung wird damit zu einer strategischen europäischen Hauptaufgabe.

Es gibt zwei Möglichkeiten der Regulierung. Die eine ist interventionistisch. Als Beispiel nenne ich den Polizisten, der auf einer Straßenkreuzung den Verkehr regelt. Er greift in den Verkehrsfluß ein, um ihn möglichst flüssig zu halten. Die andere Form ist die der Selbstregulierung. Um im Bild zu bleiben, wäre dies der Kreisverkehr. Er kommt ohne Polizist und ohne Ampel aus. Und der Verkehr bleibt flüssig.

Die zweite Lösung ist eleganter. Sie hat sich auch durchgesetzt. Hier greift der Polizist nur ein, wenn es einen Unfall gibt. Also selten!

Gäbe es einen Weg zu einer Selbstregulierung, oder etwas vorsichtiger ausgedrückt, zu Elementen der Selbstregulierung, so sollten wir ihn gehen.

Vielleicht schreiben Sie mal einen Preis auf die Lösung dieses Problems aus. Dann würden Sie in die Annalen der europäischen Energiegeschichte eingehen!
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